
 
 

Bekanntmachung gemäß § 5 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

 
Bezirksregierung Münster                                                     Münster, den 15.04.2025 
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                                                                                                     Dez52@brms.nrw.de 
 
Die Hubert Schulze-Heuling GmbH & Co. KG, Warendorf hat hier einen Antrag zur we-
sentlichen Änderung und zum Betrieb einer Biogasanlage am landwirtschaftlichen Be-
trieb Schulze-Heuling auf dem Grundstück Gemarkung Warendorf, Flur 621, Flurstück 
41 vorgelegt. 
 
Gegenstand des Antrages sind neben dem unveränderten Weiterbetrieb vorhandener 
Anlagenteile, die 
 

 Änderung der Einsatzstoffe auf 24.400 t/a und Erhöhung der Gasmenge auf 
3.500.000 m3/a  

 Errichtung eines Containers mit O2-Generator für natürliche Entschwefelung, 
Gasaufbereitung zur Weiterleitung von Biogas an Biomethanaufbereitung an ei-
nem anderen Betriebsstandort 

 Installation eines SCR-Katalysator an BHKW 3 inkl. Harnstofflagertank und Ab-
füllplatz 

 Errichtung eines Gärproduktlager 3 Ø 27 m (Innen), Wandhöhe 8,00 m, Brutto-
volumen 4.580 m³, hergestellt aus Stahlbeton in Ortbetonbauweise, mit Zeltdach 
(nicht gasdicht) 

 Errichtung eines Gärproduktlager 4 Ø 27 m (Innen), Wandhöhe 8,00 m, Brutto-
volumen 4.580 m³, hergestellt aus Stahlbeton in Ortbetonbauweise, mit Gas-
speicher (gasdicht) 

 Errichtung einer Mistlagerhalle 
 Aufstellung eines Wärmespeichers  
 Änderung des Gasspeichers auf Gärproduktlager 1 
 Nicht Umsetzung bzw. Rückbau  

-Gärprodukttrocknung inkl. Nebenanlagen wie ASL Lager und Biofilter 
-Gärproduktlager Ø 25,62 m (Innen), Wandhöhe 8,82 m, Bruttovolumen 
2.945 m³, hergestellt aus Stahlblech mit Stahlbetonbodenplatte, mit Wet-
terschutzdach und Abfüllplatz 

 
Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Ge-
nehmigung nach diesen Vorschriften. 
 
Eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles gem. § 9 UVPG ist für die geplante 
Änderung der Biogasanlage nach der Nr. 8.4.2.2 des Anhanges 1 der UVPG not-
wendig, wenn die überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 UVPG 



aufgeführten Kriterien ergibt, dass das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen 
Behörde erheblich nachteilige Auswirkungen haben kann. 
 
Nach überschlägiger Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen durch die Bezirksre-
gierung Münster konnte festgestellt werden, dass keine erheblich nachteiligen Umwelt-
auswirkungen durch die vorgesehenen Maßnahmen zu erwarten sind und eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung nach § 9 UVPG deshalb nicht erforderlich ist. 
 
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar.  
 
Im Auftrag 
gez. Josef Topphoff 
 
 
 


